
Ich habe in der Vergangenheit – 
auch an dieser Stelle – den derzei
tigen Linksregierungen von Zentral
spanien und der Balearen die 
Le viten gelesen. Die derzeit Regie
renden bestätigen nämlich immer 
wieder die Garantie der spanischen 
Verfassung, dass jeder Mensch ei
nen Anspruch auf menschenwür
diges Wohnen hat, vergessen aber, 
dass Garantiegeber der spanische 
Staat und nicht private Wohnungs
eigentümer, Bauträger und Ban
ken sind. Insbesondere der soziale 
Wohnungsbau und die Regelung 
von Fördermaßnahmen ist vorran
gige Aufgabe des Staates. Diese Auf
gabe haben die Regierungen in den 
letzten Jahren sträflich vernachläs
sigt mit der Folge, dass z.B. auf den 
Balearen mindestens 20.000 be
zahlbare Wohnungen fehlen.
 
Am 22. Mai 2023 ist nun ein neues 
Wohnungsgesetz im BOE (Amts

blatt) veröffentlich worden und da
mit in Kraft getreten. Es ist das Er
gebnis eines mehrjährigen Drucks, 
den der ultralinke Flügel und die 
kommunistischpopulistische Par
tei Podemos auf die SánchezPSOE 
ausgeübt haben. Es begünstigt ein
seitig Mieter und belastet in unver
tretbarer Weise Eigentümer, wie ich 
im Folgenden zeigen werde:

Zu den wichtigsten Regelungen des 
neuen Gesetzes gehört die „Miet
preisbremse“. Danach können die 
Autonomen Regionen, also auch 
die Balearen, den Mietpreis in 
„überbeanspruchten Regionen“, 
die genauer definiert werden, be
grenzen. Ministerpräsidentin Ar
mengol hat bereits angekündigt, 
dass nach ihrer Meinung mindes
tens 95% der Balearen überbelaste
te Regionen sind, so dass die Miet
preisbremse fast flächendeckend 
auf den Balearen greifen wird. 

Das bedeutet die Mietpreisbremse: 
Zukünftig soll sich die Möglichkeit 
der Mieterhöhung nicht mehr an 
dem Lebenshaltungskostenindex 
orien tieren, sondern an einem „Re
ferenzindex“. Dieser gewährt der
zeit eine jähr liche Aktualisierung 
der Mieten von 2%. Für 2024 ist ein 
maximaler Erhöhungsbetrag von 
3% vorgesehen. Ab 2025 soll dann 
ein neuer Index für die möglichen 
Mieterhöhungen festgesetzt wer
den.
Weiter sieht das Gesetz eine Be
schränkung der Kündigungsmög
lichkeiten seitens des Vermieters 
vor. Egal, was die Parteien im Miet
vertrag schriftlich vereinbart haben, 
kann vom Mieter eine außerordent
liche Verlängerung von einem Jahr 
aufgrund nachgewiesener sozialer 
oder wirtschaftlicher Gefährdungs
situation verlangt werden.
Darüber hinaus sind zukünftig alle 
Kosten der Immobilienverwaltung 
– dazu gehören auch Maklergebüh
ren – ausschließlich vom Vermie
ter zu tragen. Bei Zwangsvollstre
ckungen und Räumungen werden 
Personen in besonderer Gefähr
dungssituation – das gilt auch für 

Hausbesetzer! – bis zu einer Dauer 
von zwei Jahren geschützt.
 
Das sind nur einige der Kernpunkte 
des neuen Gesetzes. Die Oppositi
onsparteien haben schon angekün
digt, das Gesetz vom spanischen 
Verfassungsgerichtshof überprüfen 
zu lassen, da es unverhältnismäßig 
in das ebenfalls durch die Verfas
sung garantierte Eigentumsrecht 
eingreift. Was wird die Folge des 
Gesetzes sein? Zunächst ist klar, 
dass durch dieses Gesetz keine zu
sätzliche Wohnung auf den Markt 
kommt. Das Gegenteil wird der Fall 
sein. Wenn die Miete in der vorbe
schriebenen Weise gedeckelt wird 
und der zulässige Erhöhungsbe
trag deutlich unter Inflationsmarke 
liegt, wenn die Kosten der Immo
bilienverwaltung und des Maklers 
allein vom Vermieter zu tragen sind, 
wenn sogar illegale Hausbesetzer 
erst nach einem langen Verfahren 
entfernt werden können, hat kein 
Eigentümer mehr ein Interesse, 
seine Wohnung in die Vermietung 
zu geben. Auch Investoren werden 
in einen solchen Markt nicht mehr 
investieren und auf eigenes Risiko 

neuen Mietwohnraum schaffen. 
Unser Unternehmen hat schon 
während des Gesetzgebungsver
fahrens zahlreiche Fälle gehabt, in 
denen Eigentümer jetzt ihre Woh
nungen nicht mehr zur Miete anbie
ten, sondern sie verkaufen werden. 
Dadurch wird das Angebot an Miet
wohnungen noch geringer.
 
In diesem Jahr sind Wahlen für die 
Regionalregierungen und die Zen
tralregierung. Man sollte nur den 
Parteien seine Stimme geben, die 
ein profundes Konzept für einen 
sozialen oder öffentlich geförder
ten Wohnungsbau von gewaltiger 
Dimension vorlegen und auch die 
Eigentumsgarantie der spanischen 
Verfassung achten.
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